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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Dr. Hamm 
(Kaiserslautern) und Genossen 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 


zum Schutz gegen Fluglärm in 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Lärmzonen 

Zum Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren, er- 
heblichen Nachteilen und Belästigungen durch Flug- 
lärm werden in der Umgebung von Flughäfen, die 
dem allgemeinen Verkehr dienen, nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Gesetzes Lärmzonen fest- 
gesetzt. 

§ 2 

Umfang der Lärmzonen 

(1) Für die Festsetzung der Lärmzonen ist die 
Schallbelastung maßgebend. Die Schallbelastung 
wird durch den durchschnittlichen A-Schallpegel 
nach DIN 45633 im Zeitraum von 14 Stunden be- 
stimmt. Die Maßeinheit für den Schallpegel ist das 
Dezibel (dB). 

(2) Die näheren Vorschriften über die Ermittlung 
der Schallbelastung, insbesondere über die Fre- 
quenzbewertung des Schallpegels und die Bewer- 
tung des kurzzeitig auftretenden Flugzeuggeräuschs, 
erläßt der Bundesminister für Gesundheitswesen 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates. 

(3) Je nach der Schallbelastung wird in der Um- 
gebung des Flughafens, insbesondere in der Umge- 
bung der Start- und Landebahn, festgesetzt als 

Lärmzone 1: das Gebiet, in dem der Schallpegel 72 
dB (A) und mehr beträgt; 
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der Umgebung von Flughäfen 


Lärmzone 2: das Gebiet außerhalb der Lärmzone 1, 
in dem der Schallpegel 67 dB (A) und 
mehr beträgt; 

Lärmzone 3: das Gebiet außerhalb der Lärmzonen 
1 und 2, in dem der Schallpegel 62 dB 
(A) und mehr beträgt. 

§ 3 

Festsetzung der Lärmzonen 

(1) Die Lärmzonen werden spätestens bei der Ge- 
nehmigung des Flughafens durch die nach Landes- 
recht zuständige Behörde festgesetzt. Soweit für 
Flughäfen bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Genehmigung bereits erteilt ist, werden die Lärm- 
zonen innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung nach Absatz 4 und § 2 Abs. 2 fest- 
gesetzt. 

(2) Der Umfang der Lärmzonen ist in ortsüblicher 
Weise öffentlich bekanntzumachen. 

(3) Die Lärmzonen werden jeweils neu festge- 
setzt, wenn sich nach Ablauf von fünf Jahren seit 
der letzten Festsetzung die hierfür maßgebende 
Schallbelastung um mindestens 5 dB erhöht hat. Vor 
Ablauf von fünf Jahren werden die Lärmzonen neu 
festgesetzt, wenn sich die Schallbelastung um min- 
destens 10 dB erhöht hat. 

(4) Das Nähere über das Verfahren der Festset- 
zung der Lärmzonen bestimmt der Bundesminister 
für Gesundheitswesen im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Verkehr, für Wohnungswesen 
und Städtebau und des Innern durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates. 
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§ 4 

Bauverbot 

(1) In den Lärmzonen 1 bis 3 dürfen Krankenhäu- 
ser, Siechenheime, Altersheime, Erholungsheime und 
Schulen nicht errichtet werden. Die Bundesregierung 
kann das Verbot nach Satz 1 durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates auf die Er- 
richtung ähnlicher schutzbedürftiger Einrichtungen 
ausdehnen. 

(2) In den Lärmzonen 1 und 2 dürfen Wohnungen 
nicht errichtet werden. 

(3) In der Lärmzone 3 dürfen Wohnungen nur 
errichtet werden, wenn sie den durch Landesrecht 
festgesetzten erhöhten Schallschutzanforderungen 
genügen. 

(4) Der Errichtung der in den Absätzen 1 und 2 
genannten baulichen Anlagen steht die Erweiterung 
dieser Anlagen gleich, es sei denn, daß die Erweite- 
rung dem in § 1 genannten Zweck nicht entgegen- 
steht. 

§ 5 

Entschädigung bei Bauverboten 

(1) Wird das Recht auf bauliche Nutzung eines 
Grundstücks durch Verbote nach § 4 Abs. 1, 2 und 4 
eingeschränkt, so kann der Eigentümer eine ange- 
messene Entschädigung in Geld verlangen, soweit 
durch die Nutzungsbeschränkung eine nicht nur un- 
wesentliche Wertminderung des Grundstücks ein- 
tritt. Der Eigentümer kann ferner angemessene Ent- 
schädigung in Geld verlangen, soweit Aufwendun- 
gen für Vorbereitungen zur Nutzung des Grund- 
stücks durch die Verbote des § 4 Abs. 1, 2 und 4 für 
ihn an Wert verlieren. Die Entschädigung für die 
in Satz 1 und 2 genannten Vermögensnachteile ist 
unter gerechter Abwägung der Interessen der All- 
gemeinheit der Beteiligten zu bemessen. 

(2) Dinglich Berechtigte, die durch Verbote nach 
§ 4 Abs. 1, 2 und 4 in ihren Rechten betroffen wer- 
den, sind nach Maßgabe der Artikel 52 und 53 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
auf die Entschädigung des Eigentümers angewiesen. 

(3) Der Eigentümer kann statt der Entschädigung 
Entziehung des Eigentums an dem Grundstück und 
Übertragung auf den Flughafenunternehmer verlan- 
gen. Die Vorschriften des Landbeschaffungsgesetzes 
über Enteignung und Entschädigung gelten entspre- 
chend mit der Maßgabe, daß an Stelle des Antrags 
nach § 11 des Landbeschaffungsgesetzes das Ver- 
langen des Eigentümers oder des dinglich Berechtig- 
ten tritt. 

§ 6 

Enteignung auf Verlangen und Entschädigung 
bei bebauten Grundstücken 

(1) Wird ein Grundstück in der Lärmzone 1 zum 
Zeitpunkt der Festsetzung der Lärmzone in einer 
in § 4 Abs. 1 oder 2 oder einer Rechtsverordnung 


nach § 4 Abs. 1 Satz 2 genannten Weise genutzt, 
kann der Eigentümer des Grundstücks innerhalb von 
zehn Jahren nach der Festsetzung der Lärmzone Ent- 
ziehung des Eigentums an dem Grundstück und 
Übertragung auf den Flughafenunternehmer verlan- 
gen. Liegt nur ein Teil des Grundstücks in der Lärm- 
zone 1, so kann der Eigentümer Entziehung des 
Eigentums auch an dem außerhalb der Lärmzone 1 
gelegenen Teil des Grundstücks verlangen. Inhaber 
dinglicher Rechte, die Nutzungen der in § 4 Abs. 1 
oder 2 oder einer Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 1 
Satz 2 genannten Weise zum Gegenstand haben, 
können die Entziehung des Rechts und, soweit das 
Recht übertragbar ist, Übertragung auf den Flug- 
hafenunternehmer verlangen. Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht, sofern eine Gebietskörperschaft, ein Ge- 
meindeverband oder ein Zweckverband Eigentümer 
des Grundstücks oder dinglich Berechtigter ist und 
die Gebietskörperschaft, der Gemeindeverband oder 
der Zweckverband mit mehr als 25 vom Hundert als 
Gesellschafter an dem Flughafenunternehmen betei- 
ligt ist. 

(2) Die Vorschriften des Landbeschaffungsgeset- 
zes über Enteignung und Entschädigung gelten, so- 
weit Absatz 3 nichts anderes bestimmt, entspre- 
chend; an Stelle des Antrags nach § 11 des Land- 
beschaffungsgesetzes tritt das Verlangen des Eigen- 
tümers oder des dinglich Berechtigten. 

(3) Die Entschädigung für die Entziehung des 
Eigentums an Wohngrundstücken bemißt sich nach 
dem Verkehrswert im Zeitpunkt des Entzugs des 
Eigentums. Ist das Eigentum an einem Mietwohn- 
grundstück entzogen und schafft der Eigentümer 
innerhalb von zehn Jahren nach der Entziehung des 
Eigentums vergleichbaren Ersatzwohnraum, so hat 
die Entschädigung die hierdurch entstandenen Auf- 
wendungen des Eigentümers zu decken, wenn der 
Eigentümer den Ersatzwohnraum zu angemessenen 
Mietpreisen für die Unterbringung von Mietern be- 
reithält, die in der Lärmzone 1 wohnen. Das Nähere 
regelt die Bundesregierung durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates. In der Rechtsver- 
ordnung kann bestimmt werden, daß die nach Satz 1 
begründeten Mietverhältnisse erhöhtem Kündi- 
gungsschutz unterliegen. 

§ 7 

Aufwendungsersatz bei Schallschutzmaßnahmen 

Die Eigentümer von Grundstücken, die in der 
Lärmzone 2 gelegen sind und in einer in § 4 Abs. 1 
oder einer Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 
genannten Weise genutzt werden, können innerhalb 
von zehn Jahren nach der Festsetzung der Lärmzone 
Ersatz der für baulichen Schallschutz gemachten Auf- 
wendungen verlangen. Dies gilt nicht, sofern eine 
Gebietskörperschaft, ein Gemeindeverband oder ein 
Zweckverband Eigentümer des Grundstücks ist und 
die Gebietskörperschaft, der Gemeindeverband oder 
der Zweckverband mit mehr als 25 vom Hundert 
als Gesellschafter an dem Flughafenunternehmen 
beteiligt ist. 
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§ 8 

Mietpreisausgleich 

Bezieht der Mieter einer Wohnung, die auf einem 
ganz oder teilweise in der Lärmzone 1 gelegenen 
Grundstück errichtet ist, innerhalb von zehn Jahren 
nach Festsetzung der Lärmzonen eine außerhalb der 
Lärmzonen 1 bis 3 gelegene Wohnung, so ist ihm 
für den Zeitraum von drei Jahren nach Bezug der 
neuen Wohnung der Unterschiedsbetrag zwischen 
dem bisherigen Mietpreis und dem Mietpreis zu er- 
setzen, der für eine vergleichbare Wohnung außer- 
halb der Lärmzonen 1 bis 3 gezahlt wird. Ferner 
sind ihm die notwendigen Aufwendungen für den 
Umzug zu ersetzen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Mie- 
ter eine Ersatzwohnung nach § 6 Abs. 3 bezieht. 

§ 9 

Nutzungsverbote 

(1) Sofern Eigentum an Grundstücken oder ein 
anderes dingliches Recht nach § 6 entzogen worden 
ist oder sofern Wohnungen im Falle des § 8 frei ge- 
worden sind, dürfen vorbehaltlich des Absatzes 2 
Grundstücke oder dingliche Rechte nach ihrer Ent- 
ziehung und Wohnungen nach ihrer Räumung nicht 
in einer in § 4 Abs. 1 oder 2 oder einer Rechtsver- 
ordnung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 genannten Weise 
genutzt werden. Das Verbot des Satzes 1 gilt für 
Wohnungen, die im Falle des § 8 freigeworden sind, 
nur insoweit, als sie Dritten überlassen werden sol- 
len. Das Verbot des Satzes 1 gilt ferner nicht für die 
Ausübung von dinglichen Rechten an Grundstücken, 
deren Eigentum nach § 6 entzogen worden ist. 

(2) Sofern das Eigentum an einem Mietwohn- 
grundstück entzogen worden ist, bleiben die im 
Zeitpunkt des Eigentumsübergangs bestehenden 
Mietverhältnisse aufrechterhalten. Anstelle des bis- 
herigen Vermieters tritt der Flughafenunternehmer 
in die sich aus dem Mietverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten ein. Die Mietverhältnisse er- 
löschen spätestens nach Ablauf von drei Jahren seit 
dem Eigentumsübergang. 


§ 10 

Entschädigung bei Nutzungsverboten 

(1) Ist dem. Eigentümer eines Grundstücks nach 
§ 9 untersagt, im Falle des § 8 freigewordene Wohn- 
räume Dritten zu überlassen, so kann er für die ent- 
zogene Nutzung eine angemessene Entschädigung 
in Geld verlangen, 

(2) Die Entschädigung darf nicht über den Betrag 
hinausgehen, den der Berechtigte im Falle der Ent- 
ziehung nach § 6 als Entschädigung erhalten würde. 
Ist die Nutzung nur eines Teiles des Grundstücks 
eingeschränkt, vermindert sich der Höchstbetrag der 
Entschädigung auf den diesem Teil entsprechenden 
Betrag. Im übrigen gilt § 5 Abs. 1 Satz 3 entspre- 
chend. 

(3) Wird dem Berechtigten das Eigentum, an dem 
Grundstück nach § 6 entzogen, so vermindert sich 
die hierfür zu leistende Entschädigung um den Be- 
trag, der nach den Absätzen 1 und 2 als Entschädi- 
gung gezahlt worden ist. 

§ 11 

Festsetzung der Entschädigung 

Die Landesregierungen bestimmen die Behörden, 
die die Entschädigung auf Grund dieses Gesetzes 
festzusetzen haben {Festsetzungsbehörde), und 
regeln ihre Zuständigkeit. Für die Festsetzung der 
Entschädigung gelten die Vorschriften des Landbe- 
schaffungsgesetzes entsprechend, 

§ 12 

Entsebädigungspfliebtiger 

Zur Zahlung der Entschädigung ist der Flughafen- 
unternehmer verpflichtet. 

§ 13 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 2. März 1966 
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Begründung 


Nachdem die gesetzliche Regelung der Lärmbekämp- 
fung durch das Gesetz gegen Baulärm eingeleitet 
worden ist, sollte diese Gesetzgebung, die von der 
öffentlichen Meinung dringend gefordert wird, durch 
ein gesundheitspolitisch orientiertes Gesetz über 
den Fluglärm in der Umgebung von Flugplätzen 
fortgesetzt werden, weil in diesem Bereich die stärk- 
sten Gesundheitsgefahren und Belästigungen durch 
Lärm auftreten. Der anliegende Entwurf soll die 
Diskussion in Gang bringen. Es wird eingehender 
Verhandlungen bedürfen, um daraus eine optimale 
Lösung zu entwickeln. 

1. Grundzüge des Entwurfs 

Die Gesetzgebung wird durch gesundheitspolitische 
Überlegungen ausgelöst. Gesundheitsschäden, wie 
sie durch ständige Lärmeinwirkungen entstehen kön- 
nen, werden allein durch die Gewährung von Geld- 
ansprüchen weder ausgeglichen noch verhindert. Es 
müssen vielmehr die Voraussetzungen dafür ge- 
schaffen werden, daß in der näheren Umgebung der 
Flughäfen kein neuer Wohnraum geschaffen wird 
und die dort wohnenden Menschen ohne unzumut- 
bare Vermögenseinbußen diese Bezirke verlassen 
können. 

Der Gesetzentwurf erstrebt eine bundeseinheitliche 
Rechtsgrundlage für die Festsetzung von Lärm- 
zonen für Flughäfen, die dem allgemeinen Verkehr 
dienen. Die bisher von den Ländern auf Grund der 
Landesplanungsgesetze gehandhabte Festsetzung 
von Lärmzonen mit Bauverboten für die städtebau- 
liche Planung in der Umgebung von Flughäfen 
führte zu erheblichen Schwierigkeiten. Die fehlende 
sichere Rechtsgrundlage gab zu zahlreichen Ver- 
waltungsstreitverfahren Anlaß. 

Der Umfang der Lärmzonen bestimmt sich nach der 
Schallbelastung. Das Gesetz teilt das Gebiet in der 
Umgebung des Flughafens, insbesondere in der 
Umgebung der Start- und Landebahn, in drei nach 
dem Maße der Lärmbelastung abgestufte Zonen 
ein. Das Verfahren für Ermittlung der Schallbela- 
stung und Festsetzung der Lärmzonen wird durch 
Rechtsverordnung bestimmt (§ 2 Abs. 2, § 3 Abs. 4). 
Diese Regelung wird in wesentlichen Teilen auf den 
Ergebnissen des Göttinger Fluglärmgutachtens vom 
Mai 1965 aufbauen, das im Auftrag des Bundes- 
ministers für Gesundheitswesen erstattet worden ist. 
Die Nutzung von Grundstücken in den Lärmzonen 
ist nach Maßgabe des § 4 bestimmten Beschränkun- 
gen unterworfen. 

In allen Zonen dürfen Krankenhäuser, Siechenheime, 
Altersheime, Schulen und ähnliche schutzbedürftige 
Einrichtungen nicht errichtet werden. In den Zonen 1 
und 2 ist außerdem der Bau von Wohnungen nicht 
gestattet. In der Zone 3 ist der Bau von Wohnungen 
nur zulässig, wenn die Gebäude mit erhöhtem 


Schallschutz ausgestattet werden. Mit den Bauver- 
boten soll das Heranwachsen bebauter Siedlungen 
an Verkehrsflughäfen verhindert werden. Da solche 
Bauverbote eine Enteignung sein können, enthält 
der Gesetzentwurf in § 5 eine Entschädigungsrege- 
lung. Soweit bei der Festsetzung der Lärmzonen 
Grundstücke bebaut sind, gibt der Entwurf die fol- 
genden Ansprüche: 

1. Die Eigentümer von Grundstücken, die in der 
Lärmzone 1 liegen oder die Inhaber anderer be- 
stimmter dinglicher Rechte können gegen Ent- 
schädigung Entziehung des Eigentums an dem 
Grundstück oder Entziehung des dinglichen 
Rechts verlangen (§ 6), 

2. die Eigentümer von Grundstücken, die in der 
Lärmzone 2 liegen, können Ersatz für Aufwen- 
dungen baulicher Schallschutzmaßnahmen ver- 
langen (§ 7), 

3. die Mieter von Wohngrunds Lücken in der Lärm- 
zone 1 erhalten gegebenenfalls einen Mietpreis- 
ausgleich, wenn sie in Wohnungen außerhalb der 
Lärmzonen umziehen (§ 8). 

Um dem bisherigen Eigentümer eines auf den Flug- 
hafenunternehmer übergegangenen Grundstücks 
einen Anreiz zu geben, Ersatzwohnungen zu schaf- 
fen, erhält er ■ — ■ statt der Entschädigung nach Maß- 
gabe des Verkehrswertes bei der Errichtung von 
Ersatzwohnraum — die vollen Aufwendungen, so- 
fern er innerhalb der bestimmten Frist Ersatzwoh- 
nungen für die Unterbringung von Mietern der 
Lärmzone 1 bereithält (§ 6 Abs. 3). Damit Grund- 
stücke, an denen das Eigentum auf den Flughafen- 
unternehmer übergegangen ist, und Mietwohnungen, 
die auf Grund der Gewährung eines Mietpreisaus- 
gleiches freigeworden sind, nicht mehr in der bis- 
herigen Weise genutzt werden, sieht § 9 ein Nut- 
zungsverbot vor. Die Entschädigungsregelung in § 10 
ist aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten. 

Die Entschädigungspflicht bei Bau- und Nutzungs- 
verboten (§§ 4, 9) und bei Enteignung von bebau- 
ten Grundstücken auf Verlangen nach § 6 trifft den 
Flughafenunternehmer. 

2. Zuständigkeit des Bundes 

Die Zuständigkeit des Bundes ergibt sich aus fol- 
genden Artikeln des Grundgesetzes: 

Artikel 74 Nr. 11 (Recht der Wirtschaft); Flughäfen 
sind Gewerbebetriebe. Ziel des Gesetzes ist es. Ge- 
fahren und Belästigungen, die für die Nachbarschaft 
in der Umgebung solcher Unternehmen durch Lärm 
entstehen, entgegenzuwirken. Vergleichbare Vor- 
schriften finden sich in § 16 der Gewerbeordnung, 

Artikel 74 Nr. 18 (Bodenrecht und Wohnungswesen) 

Artikel 75 Nr. 4 (Raumordnung) 
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3. Finanzielle Aspekte 

Der finanzielle Aufwand, der eine freiwillige Um- 
siedlung erfordert, hängt in erster Linie davon ab, 
nach welcher Grenze des unzumutbaren Lärms das 
Gesetz die Zonen der Umsiedlung und Baubeschrän- 
kungen festlegt. Damit dieser Aufwand in tragbaren 
Grenzen bleibt, muß bei Bestimmung dieser Grenze 
ein Kompromiß gefunden werden, der das gesund- 
heitspolitisch Erwünschte und das finanziell Trag- 
bare in Übereinstimmung bringt. Der Entwurf trägt 
dieser Notwendigkeit dadurch Rechnung, daß er den 
Umfang der Zonen, in denen die Möglichkeiten der 
Umsiedlung gegeben werden, auf ein gesundheits- 
politisch unabweisbares Maß beschränkt. Dieser 
Umfang wird bei den einzelnen Flughäfen in der 
Bundesrepublik je nach der Kapazität unterschied- 
lich sein. Von der Besiedlung in den Schutzzonen 
hängt der finanzielle Aufwand ab. Während beim 
Flughafen Frankfurt (Main) die Verhältnisse günstig 
liegen, werden beim Flughafen Düsseldorf-Lohhau- 
sen größere besiedelte Gebiete von der Lärmzone 
erfaßt. 

4. Lärmzonen 

Die Festsetzung von Lärmzonen setzt eine Entschei- 
dung über die Frage voraus, von welcher Grenze ab 


Lärmeinwirkungen sich nachteilig auf die mensch- 
liche Gesundheit auswirken. Nach dem heutigen 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse steht fest, 
daß das physische und psychische Wohlbefinden des 
Menschen durch Lärm erheblich gestört wird. Die im 
Gesetz getroffene Entscheidung über die Zumutbar- 
keitsgrenzen beruht im wesentlichen auf dem von 
namhaften Wissenschaftlern erarbeiteten Göttinger 
Fluglärmgutachten von 1965, das die neuesten medi- 
zinischen Erkenntnisse über die Wirkung von Ge- 
räuschen auf den menschlichen Organismus und die 
ausländischen Erfahrungen in der Bewertung des 
Fluglärms auf breitester Grundlage berücksichtigt 
hat. 

5. Mililärverkehr 

Der Gesetzentwurf gilt nicht für Flugplätze der 
Bundeswehr, des Bundesgrenzschutzes und der 
alliierten Streitkräfte. Mit Rücksicht auf die beson- 
deren Verhältnisse des Flugbetriebes bei diesen 
Flughäfen ist eine Sonderregelung erforderlich. 

6. Berlin 

Wegen der besonderen Verhältnisse in Berlin wird 
das Gesetz dort nicht angewendet werden können. 
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